
Ukraine: Neue Berichte
gefährden Waffenruhe
MOSKAU/KIEW. ImUkraine-Konflikt
droht nach russischen Berichten über
den Einsatz von ersten US-Soldaten in
demkrisengeschüttelten Land neue
Gefahr für die brüchigeWaffenruhe.
In derwestukrainischen Stadt Lwiw
(Lemberg) sollten noch bis zu 300 US-
Soldaten eintreffen, sagte der Sprecher
des Außenministeriums inMoskau,
Alexander Lukaschewitsch, gestern.
Das ukrainische Verteidigungsminis-
terium dementierte die Angaben aus
Russland: „Diese Information ent-
spricht nicht derWirklichkeit“, sagte
Sprecher Alexander Poronjuk. (dpa)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

Chinas Ausgaben
für Waffen steigen
PEKING.ChinasWirtschaft soll in die-
sem Jahr langsamerwachsen – sowe-
nigwie seit 25 Jahren nichtmehr.Mit
diesem düsterenAusblick eröffnete
Ministerpräsident Li Keqiang gestern
in Peking die Jahrestagung des Volks-
kongresses. Er schraubte dasWachs-
tumsziel für die zweitgrößte Volks-
wirtschaft auf „etwa sieben Prozent“
herunter. Trotz Konjunkturschwäche
sollen die Rüstungsausgaben aberwie-
der kräftig um 10,1 Prozent auf 886
Milliarden Yuan (heute umgerechnet
127Milliarden Euro) zulegen. (dpa)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

US-Justizminister wirft
Polizei Rassismus vor
WASHINGTON.Mit ungewöhnlicher
Schärfe hat US-Justizminister Eric Hol-
der der Polizei von Fergusonweit ver-
breitete rassistische Diskriminierung
vonAfro-Amerikanern vorgeworfen.
Polizisten gingen häufigmit unver-
hältnismäßiger Gewalt gegen Schwar-
ze vor, hielten diese ohne ersichtlichen
Grund an und verfolgten sie wegen Ba-
gatelldelikten. Außerdemwürden
Schwarze besonders übermäßig häufig
mit Geldstrafen belegt –mit demZiel,
die Kassen der Stadt aufzufüllen. Hol-
der sprach von einer „schwer vergifte-
ten Atmosphäre“ in der Stadt. (dpa)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

OECD-Bericht: Mädchen
sind Mathe-Muffel
BERLIN/LONDON.Mädchen sind beson-
ders inDeutschland noch oftMathe-
Muffel – und berauben sich damit bes-
serer Karrierechancen. Dies ergibt sich
aus dem ersten Bildungsbericht zur
Chancengleichheit der Geschlechter,
den die Organisation fürwirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) gestern in London vor-
stellte. Bei der Annäherung an natur-
wissenschaftlich-technische Berufe ge-
be es hierzulande noch enormeUnter-
schiede zwischen Jungen undMäd-
chen, berichtete OECD-Bildungsdirek-
tor Andreas Schleicher bei einer Vor-
ab-Präsentation in Berlin. Deutschland
gehöre sogar zu den Ländernmit dem
größtenGeschlechtergefälle bei der
Einstellung von 15-jährigenMädchen
und Jungen zurMathematik. (dpa)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

Ehemalige Ministerin bei
Alkoholfahrt erwischt
BERLIN.Die frühere Bundesjustizmi-
nisterin Sabine Leutheusser-Schnar-
renberger (FDP) ist bei einer Alkohol-
fahrtmit ihremAuto erwischtwor-
den. Am Faschingsdienstag sei bei ei-
ner Polizeikontrolle inMünchen bei
ihr ein Alkoholpegel von „so etwa 0,8
Promille“ festgestellt worden, sagte
Leutheusser-Schnarrenberger der
„Bild“-Zeitung vomDonnerstag. „Das
war ein großer Fehler. Eswird nicht
wieder vorkommen.“ DemBericht zu-
folge schätzte die Liberale ihren Alko-
holpegel falsch ein. (afp)
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POLITIK IN KÜRZE

Die Polizei stoppte Sabine Leutheus-
ser-Schnarrenberger. Foto: dpa

Was soll die Mietpreisbremse
bewirken?

In vielen deutschen Großstädten ist
die Wohnungssuche kein Spaß. Mie-
ten schnellen nach oben, bei Besichti-
gungen stehen Dutzende Interessen-
ten Schlange – und wer die Wohnung
bekommt, muss oft noch eine saftige
Maklerprovision oben drauf zahlen.
Auf solche Auswüchse zielt die um-
strittene Mietpreisbremse von Justiz-
minister Heiko Maas (SPD), die der
Bundestag gestern beschlossen hat.

Wo gibt es Probleme auf
demWohnungsmarkt?

Nicht überall explodieren die Mieten.
In kleineren Gemeinden ist die Lage
meist relativ entspannt. Und im bun-
desweiten Schnitt stiegen die Netto-
kaltmieten im vergangenen Jahr laut
Statistischem Bundesamt um 1,5 Pro-
zent. In begehrten Großstadtvierteln
und Unistädten werden erschwingli-
cheWohnungen aber knapp. Laut Jus-
tizministerium lagen neu geforderte
Mieten zum Beispiel in Hamburg und
München um 25 Prozent über beste-
hendenMieten, inMünster um 30 Pro-
zent. Schwierig ist die Suche vor allem
für Einkommensschwache und Fami-
lien. Das Ministerium geht davon aus,
dass nun jährlich mehr als 400 000
Mieter in Regionenmit angespanntem
Wohnungsmarkt beim Einzug in eine
neueWohnung profitieren könnten.

Wie genau funktioniert
die Mietpreisbremse?

Wird eine Wohnung frei, darf sie der
Eigentümer nichtmehr beliebig teurer
machen. Die künftige Miete darf nur
maximal zehn Prozent über dem orts-
üblichenNiveau liegen.Was das heißt,
ist im Mietspiegel einer Stadt nachzu-
lesen. Kostet eine Wohnung bisher
zum Beispiel 5,50 Euro pro Quadrat-
meter und die ortsübliche Vergleichs-
miete liegt bei sechs Euro, darf der Ver-
mieter bis auf 6,60 Euro heraufgehen –
auch wenn im Viertel fürWohnungen
schon bis zu neun Euro pro Quadrat-
meter herauszuholen waren. In wel-
chen Gebieten die Bremse kommt, sol-
len nun die Länder festlegen können –
für jeweils höchstens fünf Jahre.

Welche Ausnahmen von
der Bremse gibt es?

Das neue Instrument soll Preissprünge
abmildern, den dringend nötigen Bau
neuer Wohnungen aber nicht abwür-
gen. Das Limit gilt daher nicht, wenn
neu gebaute Wohnungen erstmals
vermietet werden. Neu meint: ab
1. Oktober 2014 – also dem Tag, an
dem das Bundeskabinett die Pläne be-
schlossen hat. Keine Bremse gilt auch
beim ersten Vermieten nach einer
Rundum-Modernisierung – also nach
einer so umfassenden Auffrischung,
dass sie etwa ein Drittel so teuer war
wie ein vergleichbarer Neubau. Über-
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haupt können Eigentümer mindes-
tens so viel verlangen, wie schon der
Vormieter gezahlt hat. Sie müssen die
Miete also nicht senken.

Was soll sich bei den
Maklergebühren ändern?

Bislang schalten Vermieter gerade in
Großstädten gern Makler ein, um
Wohnungen zu vergeben – und rei-
chen die Gebühren gleich an den neu-
en Mieter weiter. Künftig soll gelten:
„Wer bestellt, bezahlt.“ Das heißt, der-
jenige trägt die Kosten, der den Ver-
mittler beauftragt hat. Der Immobili-
enverband Deutschland als Vertretung
von Maklern beklagt, damit fielen
Mieter als Auftraggeber künftig wohl
komplett weg. DieWohnungssuche in
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einer anderen Stadt könnte das
schwierigermachen.

Was sagen Mietervertreter,
Hauseigentümer und Makler?

Der Mieterbund hofft, dass die neuen
Regeln schnell greifen – auch wenn
Ausnahmen die Bremswirkung ab-
schwächten. Nötig wären nach An-
sicht des Verbandes auch gesetzlich
verankerte Sanktionen, wenn Vermie-
ter trotzdem zu hohe Summen kassie-
ren. Der Eigentümerverband Haus &
Grund befürchtet dagegen eine Ab-
schreckung von Investoren, dabei soll-
ten Bauwillige doch eigentlich ermun-
tert werden. Beliebte Stadtteile wür-
den durch das Mieten-Limit auch nur
noch attraktiver, ohne dass sich das
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Wohnungsangebot vergrößere. Der
Immobilienverband Deutschland be-
klagt einen Eingriff in die Berufsfrei-
heit.

Ab wann können Mieter auf
die neuen Regeln pochen?

Nach den Plänen von Justizminister
Maas soll es schnell gehen. Am
27. März soll das Gesetz als letztes den
Bundesrat passieren. In Kraft treten
kann es dann voraussichtlich zum
1. Juni. Bereits ab April sollen die Län-
der die rechtlichen Voraussetzungen
schaffen können, um die entsprechen-
den Städte und Stadtteile auszuwei-
sen. Verbände von Wohnungseigentü-
mern und Maklern haben bereits Ver-
fassungsklagen angekündigt. (dpa)

➤

Sieg imKampf gegenWuchermieten
IMMOBILIEN BezahlbareWoh-
nungen sind inMetropolen
zusehendsMangelware. Ab
Jahresmitte soll eine gesetz-
licheMietpreisbremse den
Markt beruhigen.

Jetzt ist die Mietpreisbremse besiegelt: Wird eine Wohnung frei, darf sie
der Eigentümer nicht mehr beliebig teurer machen. Foto: dpa
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KOMMENTAR

AmProblem
vorbei

VON CHRISTIAN KUCZNIERZ, MZ

an könnte sagen,mit derMiet-
preisbremse hat die große Koali-

tion endlich einmalwieder überhaupt
etwas beschlossen.Man könnte genau-
so gut sagen, dass dieMietpreisbremse
am falschen Punkt ansetzt. Undman
hätte damit (mit Letzterem) Recht.

Ja, es stimmt:Wer eineWohnung
in guter Lage inMünchen, Frankfurt
oder Regensburg sucht, die einigerma-
ßen groß, vielleicht noch hell undmo-
dern und vor allem bezahlbar ist, der
wird länger suchenmüssen. DieMiet-
preisbremsewird dafür sorgen, dass
derartigeWohnungen künftig in vie-
len Fällen zumindest nicht sprunghaft
teurer werden. Aber das löst das Prob-
lem nicht grundlegend: DieWohnun-
gen sind schon jetzt für viele kaum
oder gar nicht bezahlbar. Esmangelt
vielerorts anWohnungen; esmangelt
aber vor allem anWohnraum, den
sich einNormalverdiener leisten
kann.

Der größte Konstruktionsfehler der
Mietpreisbremse ist, dass Neubauten
ebenso von der Deckelung ausgenom-
men sindwie umfassend sanierte
Wohnungen.Wer als Vermieter
möchte, dass seine Immobilie künftig
mehr einbringt, kann dieMietpreis-
bremse umgehen, indem er siemit
mehr oderweniger sinnvollen Um-
bauarbeiten als „umfassend saniert“
im Sinne des Gesetzes anbietet. Ob
sich das im Einzelfall rentiert, ist eine
einfache Rechenaufgabe – die am Ende
vomMieter bezahlt wird.

Einzig positiv ist das Bestellerprin-
zip, wennMakler in dieWohnungssu-
che einbezogen sind – zumindest für
denMieter. Bisher war schnell ein ho-
her Betrag fällig, um eineWohnung
zu bekommen. Geld, das zum Fenster
hinausgeworfenwar, wenn sich die
Traumwohnung amEnde doch als
Albtraum entpuppte.

M

WASHINGTON. Es dauerte zwei Tage, bis
Hillary Clinton auf den investigativen
Bericht der New York Times reagierte,
der dargelegte, wie sie in ihrer Zeit als
US-Außenministerin sämtlichen E-
Mail-Verkehr über eine private Adres-
se abwickelte. „Ich will, dass die Öf-
fentlichkeit meine E-Mails sieht“, twit-
terte die Demokratin schließlich. Sie
habe sie an das Außenministerium
übergeben, das prüfe, ob Teile der In-
halte aus Gründen der Nationalen Si-

cherheit geschwärzt werden müssten.
Die 55 000 E-Mails durchzusehen,
kannmehrereWochen dauern.

Der Vorgang ist politisch hochbri-
sant für die mutmaßliche Präsident-
schaftskandidatin der Demokraten.
Die Nachrichten hätten nämlich von
Anfang an über die gegen Hackeran-
griffe gesicherten Rechner desMiniste-
riums laufen sollen. Clinton umging
das, indem sie eine eigene Domain ein-
richten ließ. Unter „clintonemail.com“
verschickte sie Nachrichten an Fami-
lie, Freunde,Mitarbeiter und Berater.

Das Gesetz und die Regeln des Nati-
onalarchivs sehen für Regierungsmit-
arbeiter anderes vor: Die Kommunika-
tion von Ministern und Beamten der
Bundesregierung sind als offizielle
Unterlagen einzustufen. Diese
müssen archiviert und bei Be-
darf an Untersuchungsaus-
schüsse des Kongresses, Journa-
listen und Wissenschaftler

herausgegeben werden. Clinton besaß
nicht einmal eine dienstliche Adresse.

Der mutmaßliche Regelverstoß hat
bereits Konsequnzen. Der Bengasi-Un-
tersuchungsausschuss, der sich mit
den Umständen des Anschlags auf
den US-Botschafter in Libyen befasst,
forderte am Mittwoch alle relevan-

ten E-Mails an. Der „NewYor-
ker“ nimmt es humorvoll:
„Der neue Skandal bleibt
unter den üblichen Clinton
Standards“ glossiert das Ma-
gazin.

E-Mail-Affäre bringtHillaryClinton inNöte
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USAHillary Clinton hat E-Mails an Außenministerium übergeben / „Ichwill, dass die Öffentlichkeit meine E-Mails sieht“

Sind Hillary Clintons Präsi-
dentschaftsträume nun in
Gefahr? Foto: dpa
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